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I. Einleitung 

Das letzte Jahrhundert ist von einigen Au-
toren das „Jahrhundert der ethnischen 
Säuberungen“ genannt worden.1 Man muß 
allerdings nur in den Sudan oder den Irak 
blicken, um einzusehen, daß Flüchtlingska-
tastrophen und Vertreibungen mit dem 
Ziel der ethnischen Homogenisierung wohl 
auch im 21. Jahrhundert zu den Phänome-
nen der Welt gehören werden. Gerade 
auch wir Deutschen wissen, daß Eigen-
tumsfragen nicht nur bei der Entstehung 
solcher Konflikte, sondern auch für die 
Befriedung von Nachkriegsgesellschaften 
eine wichtige Rolle spielen. Die Klärung 
                                                      
*  Dieser Beitrag basiert auf einem Vortrag, der 

am 16. November 2006 beim MenschenRechts-
Zentrum der Universität Potsdam im Rahmen 
der Vortragsreihe „Ausgewählte Fragen des 
Menschenrechtsschutzes“ gehalten wurde. Er 
enthält gleichsam die Hauptthesen der juristi-
schen Dissertation des Autors (Betreuung Prof. 
Dr. Michael Bothe), die unter dem Titel Das 
Menschenrecht auf Eigentum von Flüchtlingen und 
Vertriebenen 2007/2008 veröffentlicht werden 
wird. 

1  Siehe z. B.: Micha Brumlik, Wer Sturm sät. Die 
Vertreibung der Deutschen, 2005, S. 167. 

von Eigentumsverhältnissen ist entschei-
dend für den Erfolg des Wiederaufbaus 
und notwendig für die Versöhnung der 
Konfliktparteien. In vielen Fällen müssen 
dabei vor allem die Eigentumsrechte von 
Flüchtlingen und Vertriebenen mit den 
Bedürfnissen einer durch Wohnraumman-
gel und Obdachlosigkeit geprägten Nach-
kriegsgesellschaft balanciert werden. Fra-
gen der Ressourcenverteilung machen das 
Eigentum zu einem extrem sensiblen The-
ma und erlauben in vielen Fällen seine In-
strumentalisierung für die Machtinteressen 
von Streitparteien. 

Nach gewaltsamen ethnopolitischen Kon-
flikten ist es im Allgemeinen nicht mehr 
möglich, den Status quo ante durch Eigen-
tumsrestitution wiederherzustellen. Auch 
die Zahlung von vollen, dem Verkehrswert 
entsprechenden Entschädigungen würde in 
den allermeisten Fällen die Ressourcen 
einer Nachkriegsgesellschaft übersteigen 
und unter Umständen den entsprechenden 
Friedensprozeß aufgrund wirtschaftlicher 
Überlastung der Täterseite empfindlich 
belasten. In solchen Situationen sollten statt 
dessen geringere Ausgleichsleistungen und 
insbesondere bei lang zurückliegenden 
oder nicht dokumentierten Eigentumsver-
letzungen alternative Wiedergutmachungs-
formen wie öffentliche Entschuldigungen, 
symbolische Entschädigungen, Denkmäler 
und Museen oder die Einrichtung von Zu-
kunftsfonds zugunsten der Nachkommen 
der unmittelbaren Opfergeneration in Be-
tracht gezogen werden. 

Die Klärung der Eigentumsverhältnisse in 
Nachkriegsgesellschaften erfordert in den 
meisten Fällen ein großes Maß an 
schmerzhaften Kompromissen seitens der 
Streitparteien. Wie der 2004 vom General-



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 2/2007 

 

202  

 

sekretär der Vereinten Nationen vorgelegte 
Friedensplan für Zypern oder die eigen-
tumsrechtlichen Vorschläge der Genfer 
Initiative zur Lösung des Nahostkonflikts 
aus dem gleichen Jahr zeigen, kann ein 
solcher Kompromiß auch in komplexen 
Mischformen aus individualrechtlicher 
Eigentumsrückgabe und Entschädigung 
sowie aus freiwilligem Bevölkerungsaus-
tausch bestehen.2 Dabei wird versucht, die 
notwendigen Opfer auf beiden Seiten so-
weit wie möglich angemessen und gleich-
mäßig zu verteilen. Festgestellt werden 
kann, daß der entsprechende Aushand-
lungs- und Abwägungsprozeß in der 
Grauzone zwischen Recht und Politik statt-
findet, in der die Rechtsansprüche der 
Flüchtlinge und Vertriebenen lediglich 
einer von mehreren Faktoren sind. 

In seiner Theorie der Wiedergutmachung 
hat Brooks das Vorliegen einer gültigen 
Rechtsposition als eins von vier Elementen 
für eine erfolgreiche Wiedergutmachungs-
kampagne genannt. Seiner Ansicht nach 
sind für ihren Erfolg neben dem Bestehen 
eines Rechtsanspruchs legislatives (statt 
gerichtlichem) Handeln, ein hohes Maß an 
politischem Druck, sowie starke Unterstüt-
zung der Forderungen innerhalb der Op-
fergruppe notwendig.3 Shelton streicht in 
diesem Zusammenhang die Bedeutung der 
Rechtmäßigkeit bzw. Rechtswidrigkeit der 
Handlungen, auf denen das historische 
Unrecht basiert, zur Zeit ihrer Begehung 
heraus. Bei Forderungen, die sich auf (ur-
sprünglich) nicht rechtswidriges Handeln 
beziehen, bestehe die Problematik der 
rückwirkenden Anwendung von (späte-
rem) Recht.4 Für solche Wiedergutma-

                                                      
2  UN Comprehensive Settlement Plan for Cyprus, 

abrufbar unter: www.un.org/Depts/dpa/ 
annanplan/annanplan.pdf (12. Juli 2007); Model 
Israeli-Palestinian Peace Agreement, abrufbar 
unter: www.geneva-accord.org/Accord.aspx? 
FolderID=33lang=en (12. Juli 2007). 

3  Roy L. Brooks, The Age of Apology, in: ders. 
(Hrsg.), When Sorry Isn’t Enough. The Contro-
versy over Apologies and Reparations for Hu-
man Injustices, 1999, S. 3-11 (S. 6f.). 

4  Dinah Shelton, Remedies in International Hu-
man Rights Law, 2. Aufl. 2005, S. 459-463. 

chungsansprüche, die auf eindeutig 
rechtswidriges Verhalten begründet sind, 
gäbe es weniger Probleme in der Forde-
rungsdurchsetzung. In den anderen Fällen 
müsse abgewogen werden, wobei die (mo-
ralische) Überzeugungskraft der Forderun-
gen, die Notwendigkeit zur Versöhnung 
der Konfliktparteien und praktische Fragen 
in Zusammenhang mit der Durchführung 
von Wiedergutmachungsleistungen von 
Bedeutung sind. Nach dieser Ansicht könn-
ten solche Forderungen ohne harte rechtli-
che Begründung allerdings unter bestimm-
ten Bedingungen einschließlich hohen poli-
tischen Drucks trotz allem in einem politi-
schen Prozeß durchgesetzt werden.5 

 In diesem Beitrag möchte ich die Frage 
behandeln, ob Flüchtlinge und Vertriebene 
überhaupt einen völkerrechtlichen An-
spruch auf Eigentumsschutz in Form von 
Restitution oder Entschädigung besitzen 
oder nicht. Dabei beschränke ich mich 
grundsätzlich auf universelles Völkerrecht, 
behandele also nicht die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte hinsichtlich der kommunisti-
schen Enteignungen in Mittel- und Osteu-
ropa. Die Frage, ob es ein universelles 
Menschenrecht auf Eigentum gibt, ist vor 
allem für solche Situationen relevant, wo 
sich – wie in Palästina, im Nordirak oder in 
Afghanistan – die Betroffenen nicht auf 
einen regionalen Menschenrechtsschutz 
berufen können, oder wo – wie z. B. in 
Afrika – das regionale System kaum effek-
tiven Schutz bietet.  

Daß es ein solches Menschenrecht auf Ei-
gentum für Flüchtlinge und Vertriebene 
gibt, hat jüngst die Unterkommission der 
Menschenrechtskommission der Vereinten 
Nationen zur Förderung und zum Schutz 
                                                      
5  Als Bedingungen nennt Shelton (Fn. 4), daß 

sowohl Täter als auch Opfer (oder ihre direkten 
Nachkommen) identifizierbar sind und noch le-
ben, daß die Opfergruppe nicht zu groß ist, daß 
politischer Druck durch eine entschiedene und 
geschlossene Unterstützung auch innerhalb der 
Opfergruppe erzeugt wird, daß die Rechtsver-
letzungen ordentlich dokumentiert sind und 
daß das Unrecht noch fortwirkt. Vgl. Shelton 
(Fn. 4), S. 464. 
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der Menschenrechte in einer Prinzipiener-
klärung stipuliert; sie hat gleichzeitig die 
Staatenwelt zur Beachtung dieses Rechts 
aufgefordert.6 Diese Erklärung ist zwar 
unverbindlich, aber dennoch ein großer 
Schritt. Denn wie die Fälle der osteuropäi-
schen Deutschen und der Palästinenser 
zeigen, war dies nicht die internationale 
Position in der zwischenstaatlich dominier-
ten Welt nach dem Zweiten Weltkrieg. Zu 
dieser Zeit konnten sich Flüchtlinge und 
Vertriebene nicht oder nur ungenügend 
auf einen menschenrechtlichen Eigentums-
rechtsschutz in Form von Restitution oder 
auf bestimmte Eigentumswerte bezogene 
Entschädigung berufen. Vielmehr diente 
der 1923 geschlossene Vertrag von Lau-
sanne, der den unfreiwilligen Bevölke-
rungsaustausch zwischen Griechen und 
Türken legitimierte, als Vorbild dafür, Ei-
gentumsfragen einer ethnischen Homoge-
nisierung und zwischenstaatlichen Stabili-
tät unterzuordnen und zu vernachlässi-
gen.7 Wie die Westverschiebung Polens 
zeigt, wurden Eigentumsverluste, wenn 
überhaupt, in kollektiver Form durch 
Grenzverschiebungen entschädigt. Aber 
ein individuelles Forderungsrecht auf völ-
kerrechtlicher Ebene bestand nicht, was 
angesichts des sich gerade erst herausbil-
denden internationalen Menschenrechtssy-
stems auch nicht verwunderlich ist.  

Im Folgenden möchte ich zuerst kurz die 
internationalen Kodifikationsbemühungen 
um ein Menschenrecht auf Eigentum skiz-
zieren und auf entsprechende wichtige 
nationale wie internationale Entwicklun-
gen hinweisen. Danach gehe ich auf die 
beiden internationalen Flagschiffe der Ei-
gentumsrestitution ein, nämlich die durch 
das Daytoner Friedensabkommen einge-

                                                      
6  Final Report of the Special Rapporteur, Paulo 

Sérgio Pinheiro. Principles on housing and 
property restitution for refugees and displaced 
persons, 28. Juni 2005. UN-Dok. 
E/CN.4/Sub.2/2005/17. 

7  Alfred Maurice de Zayas, Die Nemesis von Pots-
dam. Die Anglo-Amerikaner und die Vertrei-
bung der Deutschen, 2005, S. 42-49; Benny Mor-
ris, The Birth of the Palestinian Refugee Pro-
blem Revisited,  2004, S. 60. 

setzte Kommission für Eigentumsansprü-
che von Flüchtlingen und Vertriebenen 
(Commission for Real Property Claims for Re-
fugees and Displaced Persons) in Bosnien und 
Herzegowina und das im Rahmen der in-
ternationalen Übergangsverwaltung im 
Kosovo operierende Wohn- und Eigen-
tumsdirektorat (Housing and Property Direc-
torate and Claims Commission). Abschließend 
argumentiere ich für die Bildung von ei-
gentumsrechtlichem Völkergewohnheits-
recht durch die internationalen Übergangs-
regierungen auf dem Balkan. In anderen 
Worten behaupte ich, daß das internationa-
le Verwaltungshandeln als „Quasi-
Staatenpraxis“ die internationale Rechts-
überzeugung im Sinne eines entstehenden 
universellen Menschenrechts auf Eigentum 
weitergebildet und kristallisiert hat. Eigen-
tum in diesem Kontext ist Privateigentum 
an Wohn- und Grundbesitz, welches im 
Zuge der Kriegswirren verloren oder im 
Rahmen von ethnischen Säuberungen  
weggenommen worden ist. 

 

II. Internationale Kodifikationsbemü-
hungen und regionale Entwicklungen 

Lange Zeit schützte das Völkerrecht Eigen-
tum nur im humanitären Recht, also zu 
Kriegs- und nicht zu Friedenszeiten, sowie 
über die Regeln des diplomatischen Schut-
zes bei Enteignung von ausländischem 
Vermögen. Ein für Aus- und Inländer 
gleichsam geltendes allgemeines Men-
schenrecht existierte nicht.8 Zwar wird das 
Recht auf Eigentum in Artikel 17 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte 
erwähnt – die Erklärung ist jedoch nicht 
bindend. In einen der sie kodifizierenden 
Menschenrechtspakte ist das Eigentums-
recht nicht aufgenommen worden, was 
zum einen an dem Widerstand der damals 
kommunistischen osteuropäischen Staaten 
lag, Privateigentum als Grundlage für die 
Staatsordnung zu sehen. Im Gegensatz zur 
westlichen Eigentumskonzeption Lok-

                                                      
8  Vgl. zur Rechtslage allgemein Rudolf Dolzer, 

Eigentum, Enteignung und Entschädigung im 
geltenden Völkerrecht, 1985.  
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ke’schen Ursprungs, sollte nach marxisti-
scher Leseart lediglich das sogenannte per-
sönliche Eigentum gewährleistet werden, 
welches Gegenstände umfaßte, die dem 
persönlichen Gebrauch dienten und 
Grundeigentum prinzipiell nicht einschloß. 
Weiterhin schaffte es die Staatengemein-
schaft nicht, Konsens darüber zu finden, ob 
das Recht auf Eigentum als Abwehrrecht 
vor allem zugunsten der „haves“ im Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte 
aufzunehmen sei, oder ob es nicht als ein 
Anspruch der „have nots“ auf ein Mindest-
maß an Eigentum in den Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
gehöre.9 1966 wurden die Pakte schließlich 
ohne das Eigentumsrecht verabschiedet. 

Die Nichtkodifizierung des Eigentums in 
den beiden Menschenrechtspakten verhin-
derte freilich nicht die Aufnahme des 
Rechts in regionale Menschenrechtskon-
ventionen, d. h. die europäische, amerika-
nische und afrikanische Konvention, sowie 
seine Erwähnung in einigen Antidiskrimi-
nierungsabkommen.10 Das Privateigentum 
bekam darüber hinaus größere Bedeutung 
mit dem Zusammenbruch des Kommu-
nismus, indem in den 1990er Jahren die 
meisten der ehemaligen Ostblockstaaten 
auf einen marktwirtschaftlichen Kurs um-
schwenkten, neue eigentumsfreundliche 
Verfassungen verabschiedeten und Restitu-
tions- und Privatisierungsprogramme 
durchführten.11 Seit 1986 war das Men-

                                                      
9  Für eine Zusammenfassung der Kodifikations-

bemühungen, s. William Schabas, The Omission 
of the Right to Property in the International Co-
venants, in: Hague Yearbook of International 
Law, 4 (1991), S. 135-170. 

10  Für eine detaillierte Analyse der eigentums-
rechtlichen Schutzbestimmungen, s. Theo R. G. 
van Banning, The Human Right to Property, 
2002, S. 33-130; speziell zur europäischen 
Rechtslage siehe Eva Reininghaus, Eingriffe in 
das Eigentumsrecht nach Art. 1 ZP zur EMRK, 
2002. 

11  Für einen Überblick über diese Entwicklungen, 
s. Mariana Karadjova, Property Restitution in 
Eastern Europe: Domestic and International 
Human Rights Law Responses, in: Review of 
Central and East European Law 29 (2004), S. 
325-363. 

schenrecht auf Eigentum auch wieder Dis-
kussionsgegenstand in der Generalver-
sammlung und der Menschenrechtskom-
mission der Vereinten Nationen. Eine in 
diesem Zusammenhang 1994 erstellte Ex-
pertenstudie kam allerdings nach einem 
Überblick über verschiedene Eigentums-
formen und die dazugehörige Staatenpra-
xis zu dem Schluß, daß es außerordentlich 
schwierig ist, ein allgemeines Menschen-
recht auf Eigentum anzunehmen, dessen 
Substanz die Einführung in das nationale 
Recht aller Staaten und gerichtliche Voll-
streckbarkeit erfordert.12 

Ungeachtet dieser Studie entschied sich im 
gleichen Jahr die südafrikanische post-
Apartheidsregierung, Eigentumsrechte, die 
seit 1913 (d.h. über 80 Jahre zuvor) auf-
grund von rassistisch diskriminierenden 
Gesetzen verloren gegangen waren, wie-
derherzustellen bzw. deren Verletzung 
wiedergutzumachen. Damit setzte Südafri-
ka einen wichtigen Präzedenzfall für die 
internationale Antwort auf die Flüchtlings-
krise ein Jahr später in Bosnien. 

 

III. Eigentumsrechtsschutz durch die in-
ternationalen Friedensmissionen in 
Bosnien und Herzegowina und  
Kosovo 

1995, nach Ende des Krieges, war über die 
Hälfte der bosnischen Vorkriegsbevölke-
rung  von 4,3 Millionen geflohen oder ver-
trieben worden. Diese Zahlen waren so 
alarmierend, daß sich die internationale 
Gemeinschaft dazu entschied, die Rechts-
stellung von Flüchtlingen und Vertriebe-
nen deutlich zu verbessern. Auch vor dem 
Hintergrund der Pönalisierung von Mas-
senvertreibung und ethnischer Säuberung 
durch die internationalen Kriegsverbre-
chertribunale für das frühere Jugoslawien 
und für Ruanda und durch den (damals 

                                                      
12  The Right of Everyone to Own Property Alone 

as well as in Association with Others, Com-
pleted Final Report Submitted by Mr. Luis Va-
lencia Rodriguez, Independent Expert vom 1. 
Februar 1994, UN-Dok. E/CN.4/1994/19/ 
Add.1, Nr. 475. 
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noch geplanten) internationalen Strafge-
richtshof enthielt das Daytoner Friedens-
abkommen von 1995 Bestimmungen, die 
eine Möglichkeit zur Rückkehr in die ver-
lassenen Häuser bzw. Wohnungen vorsa-
hen.13 Um einen effektiven Eigentums-
schutz in der durch große Wohnungsnot, 
ethnischen Haß und korrumpierter Ge-
richtsbarkeit gekennzeichneten Nach-
kriegssituation zu gewährleisten, wurde 
die erwähnte Eigentumskommission er-
richtet, die als internationaler Massen-
streitbeilegungskörper – der Treuhandan-
stalt oder der Zwangsarbeiterentschädi-
gung nicht unähnlich – dafür Sorge tragen 
sollte, daß Entscheidungen über Eigen-
tumsrechte in unabhängiger und mit Hilfe 
von standardisierten Massenverfahren effi-
zienter beschieden wurden.  

Zu Mandatsende am 31. Dezember 2003 
hatte die Eigentumskommission über 
310.000 Entscheidungen gefällt und 99% 
ihrer Fälle beigelegt. Dem Daytoner Frie-
densvertrag entsprechend, oblag die Zu-
ständigkeit für die Vollstreckung der 
Kommissionsentscheidungen den beiden 
bosnischen Entitäten, der kroatisch-
muslimischen Föderation und der Republika 
Srpska. Der Verlaß auf lokale Implementie-
rung gestaltete sich allerdings als die 
Hauptschwierigkeit der Arbeit der Kom-
mission, da die Entitäten und ihre nationa-
listischen Verwaltungen sich über mehrere 
Jahre mit allen möglichen Mitteln weiger-
ten, ihren Vollstreckungsverpflichtungen 
zugunsten Angehöriger der jeweils ande-
ren Volksgruppe nachzukommen.  

Nur harter internationaler Druck auf die 
örtlichen Legislativen, sowie kontinuierli-
ches Monitoring und eine stark verbesserte 
internationale Zusammenarbeit setzte die 
                                                      
13  Für eine zusammenfassende Darstellung der 

Entstehungsgeschichte, des Mandats, der Funk-
tionsweise und der Implementierungsschwie-
rigkeiten der bosnischen und kosovarischen Re-
stitutionsregime, s. Leopold von Carlowitz, Sett-
ling Property Issues in Complex Peace Operati-
ons: The CRPC in Bosnia and Herzegovina and 
the HPD/CC in Kosovo, in: Leiden Journal of 
International Law 17 (2004), S. 599-614. 

 

Vollstreckung der Restitutionsentschei-
dungen Ende 1999, vier Jahre nach Grün-
dung der Kommission, in Gang. In der 
Verwaltungsrealität internationaler Orga-
nisationen war das koordinierte und nach-
haltige Zusammenwirken der internationa-
len Hauptakteure keinesfalls selbstver-
ständlich und bedeutete eine enorme 
Kraftanstrengung und einen bedeutsamen 
Kurswechsel. In diesem Zusammenhang ist 
nicht unerheblich, daß die internationale 
Gemeinschaft seit der Alliertennachkriegs-
verwaltung in Deutschland kaum eigene 
Exekutiverfahrungen gemacht hatte. 

Ein Umschwung in der örtlichen öffentli-
chen Meinung und Restitutionspolitik vor 
Ort wurde vor allem dadurch erreicht, daß 
die Entitäten eigene „parallele“ Restituti-
onsverfahren einrichteten, die keine Invol-
vierung der internationalen Eigentums-
kommission vorsahen. Zwar führte dies zu 
einer zum Teil gravierenden Doppelarbeit, 
hatte aber auf der anderen Seite den Vorteil 
der Vollstreckung aller Restitutionsansprü-
che. Was vor allem wegen Geldmangel 
nicht in die Tat umgesetzt wurde, war die 
ursprünglich vorgesehene Entschädi-
gungsmöglichkeit, wenn Flüchtlinge oder 
Vertriebene ihr Haus nicht wieder in Besitz 
nehmen wollten.  

In ähnlicher Weise wie in Bosnien wurde 
Flüchtlings- und Vertriebeneneigentum 
durch die UN-Verwaltung im Kosovo so-
gar mit Berufung auf Kapitel VII der UN-
Charta geschützt. Weitgehend dem organi-
satorischen Modell der bosnischen Eigen-
tumskommission folgend, wurde auch hier 
ein internationales „Quasi-Gericht“ einge-
richtet, welches den Betroffenen die Rück-
kehr in ihre angestammten Häuser ermög-
lichen sollte. Zu Kriegsende im Juni 1999 
waren immerhin ca. 800.000 Kosovo Alba-
ner geflohen bzw. vertrieben worden. 
Gleichzeitig waren ca. 230.000 Kosovo-
Serben und andere Minderheiten aus 
Angst vor Repressionen geflüchtet.  

Das Eigentumsdirektorat war zur Beschei-
dung von kriegs- oder fluchtbedingten 
Restitutionsansprüchen von Flüchtlingen 
und Vertriebenen zuständig. Weitere Auf-
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gabe war es, die durch die vorherige serbi-
sche Apartheidsherrschaft entstandenen 
eigentumsrechtlich relevanten Diskriminie-
rungen rückgängig zu machen, die seit 
1989 aus der serbischen Apartheidsherr-
schaft nach dem erzwungenen Ende der 
kosovarischen Autonomie resultierten. 
Anders als in Bosnien besitzt die interna-
tionale Gemeinschaft im Kosovo auch die 
Verantwortung, die vom Eigentumsdirek-
torat erlassenen Entscheidungen auch 
selbst zu vollstrecken.  

Die Arbeit des Eigentumsdirektorats war 
anfänglich durch Ressourcenmangel und 
Verwaltungsprobleme stark verzögert. Zu 
einer Zeit, in der die Behörde auf Hochtou-
ren hätte arbeiten sollen, hatte sie nicht nur 
zu wenig Geld für ausreichend Mitarbeiter, 
sondern mußte mit elf verschiedenen be-
scheidenen Gebertöpfen umgehen, die alle 
ihre eigenen und unterschiedliche Berichts- 
und Haushaltsvorschriften besaßen. Statt 
Fälle zu bearbeiten, verbrachten die Juri-
sten die meiste Zeit damit, Berichte an Ge-
ber zu schreiben bzw. komplizierte Anträ-
ge auf neue Mittel auszufüllen. Wenn das 
Direktorat z. B. einer Anfrage aus New 
York oder der UN-Verwaltung in Pristina 
Folge leisten sollte, und dafür z.B. neues 
Papier bestellen wollte, mußte dieser An-
trag an die Implementierungsorganisation 
Habitat geschickt werden, deren Kosovo-
Büro es dann zu dem Habitat-Sitz nach 
Nairobi leitete, wo der Antrag dann an die 
für Habitat zuständige UN-Verwaltung 
weitergeleitet und dort von einer Organisa-
tion bearbeitet wurde, die kaum Kenntnis 
von der kosovarischen Dringlichkeit hatte, 
sondern sich primär um das Funktionieren 
der eigenen Stromversorgung kümmerte … 
Erst 2002, drei Jahre nach Gründung, wur-
de das Direktorat mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit, Verwaltungskapazität und 
besseren Ressourcen ausgestaltet und be-
gann zu funktionieren.  

Bei Mandatsende hatte das Direktorat im 
Februar 2006 von den fast 29.000 Anträgen 
bei einem Entscheidungstakt von zuletzt 
ca. 1.500 Entscheidungen pro Sitzungsperi-
ode alle bis auf ein paar wenige komplexe-
re Fälle entschieden. Letztere werden nun 

von einer kosovarischen Nachfolgeorgani-
sation bearbeitet.   

Mit der Vollstreckung funktionierte es ähn-
lich. Anfänglich fanden die ersten Räu-
mungen in Ermangelung von genügend 
Räumungspersonal nur sehr zögerlich 
statt. Hinzu kam, daß die notwendige Un-
terstützung der offiziellen internationalen 
Vollstreckungsorgane sehr unsicher war. 
Gelegentlich sprang die internationale Mi-
litärpräsenz KFOR ein, argumentierte aber, 
daß die Räumung von unrechtmäßigen 
Hausbesetzern nicht in die Zuständigkeit 
des Militärs, sondern der internationalen 
Polizei falle. Während das obere Manage-
ment der Polizei dem Direktorat Unterstüt-
zung zusagte, wurde diese Politik auf der 
operativen Ebene nicht immer befolgt. Die 
tatsächliche Praxis war von Polizei- zu Po-
lizeikontingent und in den unterschiedli-
chen Regionen verschieden. Diese Unre-
gelmäßigkeiten hörten erst mit Unterzeich-
nung einer ordentlichen Vereinbarung 
zwischen dem Direktorat und der Polizei 
Ende 2001 auf. Auch in diesem Zusam-
menhang darf man nicht vergessen, daß 
dies überhaupt der erste richtige interna-
tionale Polizeieinsatz in der Geschichte der 
Vereinten Nationen war.  

Im November 2002 war lediglich in 412 
Fällen geräumt worden mit einer durch-
schnittlichen Rate von drei Räumungen 
pro Tag. Im März 2003 hatte sich der Takt 
auf 60 Räumungen pro Woche und knapp 
600 Räumungen insgesamt erhöht. Als all-
mählich bekannt wurde, daß Restitutions-
entscheidungen tatsächlich vollstreckt 
wurden, zogen viele unrechtmäßige Nut-
zer nach entsprechender Benachrichtigung 
durch das Direktorat entweder freiwillig 
aus, oder bemühten sich um eine gütliche 
Einigung mit den Eigentümern oder son-
stigen Rechtsinhabern z. B. über den Ver-
kauf oder Vermietung der betreffenden 
Wohnung oder des Hauses. Um einer 
Plünderung entgegenzuwirken, wenn der 
Eigentümer den freigewordenen Wohn-
raum nicht unverzüglich wieder in Besitz 
nahm, beantragten viele Antragsteller, ih-
ren Wohn- oder Grundbesitz unter tempo-
räre Verwaltung des Direktorats zu stellen 
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und ihn für humanitäre Zwecke vorüber-
gehend nutzen zu lassen. Dieser Mecha-
nismus war sehr hilfreich für die Imple-
mentierung von Restitutionsentscheidun-
gen, da das Direktorat in seiner Verwal-
tung stehende Wohnungen auch als vorü-
bergehende Behausung für Personen be-
nutzen konnte, die von Räumungsmaß-
nahmen betroffen waren. Waren im April 
2004 noch nur fast 1.600 Fälle beigelegt, 
stieg die Implementierungsrate so kontinu-
ierlich, daß im Februar 2006 über 25.000 
Fälle (87%) beigelegt waren. Die Erledi-
gung der bestehenden Fälle scheint nun 
nur noch eine Frage der Zeit zu sein. 

Wenn man berücksichtigt, daß es vorher so 
gut wie keine Präzedenzfälle für solche 
Interventionen in ein nationales Rechts- 
und Verwaltungssystem gegeben hat, kann 
man sowohl das bosnische als auch das 
kosovarische Eigentumsrestitutionspro-
gramm als internationalen Erfolg werten. 
Zwar ist es selbstverständlich unzurei-
chend, wenn eine Entschädigungsalterna-
tive in einem Friedensabkommen rechtlich 
vorgesehen ist, tatsächlich aber kein Ent-
schädigungsfonds eingerichtet wird. Indes 
half der tatsächliche Verlauf der Dinge die-
sem Problem bis zu einem gewissen Grade 
ab. Denn viele der vermeintlichen Rück-
kehrer nahmen zwar ihre Wohnung oder 
Haus wieder in Besitz, verkauften es aber 
sofort weiter. Mit ein bißchen Flexibilität 
läßt sich der Verkaufserlös als eine Quasi-
Entschädigung betrachten. 

Natürlich ist auch die Hoffnung enttäuscht 
worden, daß man durch Eigentumsrestitu-
tion automatisch multiethnische Gesell-
schaften wiederaufleben lassen könnte. 
Eigentumsrückgabe ist zwar ein zentraler 
und unverzichtbarer Schritt im Prozeß der 
Flüchtlings- und Vertriebenenrückkehr, 
jedoch nicht die einzige Strategie für die 
Umsetzung des Rückkehrrechts. Fragen 
der persönlichen Sicherheit, der Diskrimi-
nierung bei der Teilhabe an öffentlichen 
Diensten und Leistungen und der Bewe-
gungsfreiheit sind weitere wesentliche Fak-
toren für eine Rückkehr. Eine entscheiden-
de Rolle spielen natürlich auch wirtschaft-
liche Perspektiven, die angesichts der ho-

hen Arbeitslosigkeit weder in Bosnien noch 
im Kosovo gegeben sind. Schließlich ist es 
wohl sehr idealistisch, von extrem verfein-
deten Volksgruppen bereits kurz nach 
Kriegsende und Massenverbrechen zu ver-
langen, wieder in aller Normalität neben- 
und sogar miteinander zusammen zu le-
ben.14  

Unabhängig von diesen Erwägungen dient 
der internationale Eigentumsschutz in 
Bosnien und im Kosovo mittlerweile als 
Modell für den Umgang mit anderen 
Flüchtlings- und Umsiedlungsproblemen. 
Prominente Beispiele sind nicht nur der 
schon erwähnte Annan-Friedensplan für 
Zypern, sondern auch ein Programm zur 
Wiedergutmachung von Saddam Husseins 
Arabisierungspolitik im kurdischen Nord-
irak. Seit den 1990er Jahren ist Eigentums-
restitution auch ein integraler Bestandteil 
von vielen Flüchtlingsrückführungsab-
kommen zwischen Vertreiber- und Auf-
nahmestaaten und dem Flüchtlingskom-
missariat der Vereinten Nationen gewor-
den.15 

 

IV. Weiterentwicklung von eigentums-
rechtlichem Völkergewohnheitsrecht? 

Läßt sich aus diesen Entwicklungen nun 
der Schluß ziehen, daß ein allgemeines 
Menschenrecht auf Eigentum von Flücht-
lingen und Vertriebenen völkergewohn-
heitsrechtlich begründet worden ist? In 
diesem Sinne behauptete wohl der ehema-
lige Hohe Repräsentant des Daytoner Frie-
densabkommens, Paddy Ashdown, daß die 
internationale Gemeinschaft in Bosnien ein 
Menschenrecht auf Rückkehr in das eigene 

                                                      
14  Leopold von Carlowitz, Resolution of Property 

Disputes in Bosnia and Kosovo: The Contribu-
tion to Peacebuilding, in: International Peace-
keeping 12 (2005), S. 553-554. 

15  Scott Leckie, New Directions in Housing and 
Property Restitution, in: ders. (Hrsg.), Returning 
Home: Housing and Property Restitution Rights 
of Refugees and Displaced Persons, 2003, S. 3-16 
(S. 13f.). 
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Heim (im Gegensatz zu einer bloßen Rück-
kehr in das eigene Land) erschaffen hätte.16  

Die Bildung von Völkergewohnheitsrecht 
setzt ein ausreichendes Maß an konsisten-
ter Staatenpraxis und dazugehöriger 
Rechtsüberzeugung voraus. Große Schwie-
rigkeiten bestehen indes bei deren Feststel-
lung. Denn ausreichende Staatenpraxis 
hinsichtlich bestimmter globaler Normen 
müßte eigentlich durch breit angelegte 
rechtsvergleichende Studien der Rechts-
anwendung aller oder der meisten oder 
jedenfalls bestimmter repräsentativer Län-
der analysiert werden, was für Wissen-
schaft und einschlägige Gerichte ein außer-
ordentliches Kapazitäts- und Ressourcen-
problem ist.17 Der internationale Gerichts-
hof z. B. sieht aus diesem Grund in vielen 
Fällen von der Prüfung der Existenz be-
stimmter gewohnheitsrechtlicher Prinzipi-
en ab, in dem er entweder eine bestimmte 
Norm einfach als gegeben annimmt oder 
den Fall ohne Rückgriff auf das Gewohn-
heitsrecht anderweitig löst. 

Hinzu kommen große dogmatische Un-
klarheiten: Vor allem im Bereich des men-
schenrechtlichen Gewohnheitsrechts ist 
umstritten, ob es der traditionellen Auffas-
sung entsprechend vor allem auf harte 
Staatenpraxis ankommt – die nationalstaat-
liche Umsetzung von internationalen Men-
schenrechtsprinzipien ist allerdings beson-
ders schwer zu messen – oder eher auf ein 
genügendes Maß an Rechtsüberzeugung.18 
Letzteres wird von den Modernisten in der 
sogenannten „Words versus Action“-Debatte 
vertreten, die staatliche Praxis und vor al-
lem die Rechtsüberzeugung weniger aus 
                                                      
16  Vgl. International Crisis Group, The Continuing 

Challenge of Refugee Return in Bosnia and 
Herzegovina, ICG Balkans Report 137, 13. No-
vember 2002, S. 39. 

17  Vgl. David P. Fidler, Challenging the Classical 
Concept of Custom: Perspectives on the Future 
of Customary International Law, in: GYIL 39 
(1996), S. 198-248 (S. 216f.).  

18  Vgl. Albert Bleckmann, Zur originären Entste-
hung gewohnheitsrechtlicher Menschenrechts-
normen, in: Eckart Klein (Hrsg.), Menschen-
rechtsschutz durch Gewohnheitsrecht, 2003, S. 
29-55. 

konkreten Handlungen, als anhand der 
Ratifizierung von Menschenrechtsverträ-
gen, der Existenz von menschenrechts-
freundlicher Verfassungen und Gesetzen 
und nicht zuletzt mit Hilfe von  Resolutio-
nen internationaler Organisationen, dem 
soft law, herleiten.19 Die konservative Kritik 
wirft diesem Ansatz vor, völkerrechtliche 
Grundprinzipien zu verletzten und in ge-
fährlicher Weise sich von der gelebten Staa-
tenrealität zu entfernen.20   

Natürlich ist es für die Bildung von univer-
sellem eigentumsrechtlichem Völkerge-
wohnheitsrecht von Bedeutung, daß das 
Eigentumsrecht mittlerweile in allen ein-
schlägigen regionalen Menschenrechts-
konventionen kodifiziert worden ist, selbst 
wenn nicht alle dieser Konventionen bin-
denden Charakter haben. Des weiteren 
spricht die Tatsache, daß die ehemaligen 
kommunistischen Länder Mittel- und Ost-
europas nach dem Fall der Mauer fast alle 
eine eigentumsrechtsfreundliche Verfas-
sung und Gesetzgebung erhalten haben, 
für die Bildung von bedeutsamer Staaten-
praxis zugunsten eines menschenrechtli-
chen Eigentumsschutzes. Daß genau die 
Staaten, die eine Kodifikation des Eigen-
tumsrechtes in den internationalen Men-
schenrechtspakten verhindert haben, ihren 
Widerstand gegen das Privateigentum auf-
gegeben haben, kann man als einen wichti-
gen Wendepunkt in der Rechtsüberzeu-
gung der Staatengemeinschaft bezüglich 
eines Menschenrechts auf Eigentum wer-

                                                      
19  S. z.B.: Richard B. Lillich, The Growing Impor-

tance of Customary International Law, in: 
Georgia Journal of International and Compara-
tive Law 25 (1995/1996), S. 1-30 (S. 12ff.); Theo-
dor Meron, Human Rights and Humanitarian 
Norms as Customary Law, 1992, S. 99. 

20  Bruno Simma/Philipp Alston, The Sources of 
Human Rights Law: Custom, Jus Cogens, and 
General Principles, in: Australian Yearbook of 
International Law 12 (1992), S. 82-108 (S. 83);  
Iain MacGibbon, Means for the Identification of 
International Law. General Assembly Resolu-
tions: Custom Practice and Mistaken Identity, 
in: Bin Cheng (Hrsg.), International Law: Teach-
ing and Practice, 1982, S. 10-26 (S. 26). 
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ten.21 Diese Entwicklung wird durch eine 
Vielzahl von „harten“ Restitutionspro-
grammen in Mittel- und Osteuropa, aber 
auch in anderen Teilen der Welt, wie in 
Südafrika, verstärkt. 

Für eine Rechtsüberzeugung hinsichtlich 
des Bestehens eines Menschenrechts auf 
Eigentum sprechen auch die zahlreichen 
Resolutionen der Generalversammlung 
und der Menschenrechtskommission bzw. 
ihrer Unterkommission. Diese Resolutio-
nen sind jedoch ausdrücklich nicht ver-
bindlich, sondern werden allgemein als 
bloße Rechtsempfehlungen angesehen. 
Zwar wird in der Literatur diskutiert, ob 
Resolutionen der Generalversammlung als 
weiches Recht zur Bildung von Völkerge-
wohnheitsrecht beitragen oder ob man mit 
ihrer Hilfe auf Entwicklungstendenzen im 
Gewohnheitsrecht schließen kann, selbst 
wenn es an einschlägiger Staatenpraxis 
noch fehlt.22 Nach herrschender Meinung 
reicht das Vorliegen von nichtbindenden 
Resolutionen von internationalen Organi-
sationen alleine allerdings nicht aus, um 
auf das Erfordernis von ausreichender 
Staatenpraxis bei der Bildung von Völker-
gewohnheitsrecht zu verzichten.  

Bei Resolutionen des Sicherheitsrats gestal-
tet sich die Rechtslage allerdings anders. 
Gemäß Artikel 25 der UN-Charta sind sie 
bindend und setzen damit Recht, beson-
ders wenn sie Zwangsmaßnahmen nach 
Kapitel VII beinhalten. Hinsichtlich gesetz-
geberischer Aktivitäten des Sicherheitsrats 
muß indes darauf hingewiesen werden, 
                                                      
21  Edzard Schmidt-Jortzig, Begrüßungsansprache 

während der Preisverleihung der Deutschen 
Stiftung Eigentum an Hernando de Soto, 13. 
April 2005, Berlin, in: Deutsche Stiftung Eigen-
tum, Info-Brief 1/2005, S. 2; Milan Paunovic, The 
Right to Property, in: Review of International 
Affairs 49 (1998), S. 5-23 (S. 16). 

22  Siehe z. B. International Law Association, State-
ment of Principles Applicable to the Formation 
of General Customary International Law, Re-
port of the Sixty-Ninth Conference, 2000, Prin-
zipien 28-33, S. 712-777 (S. 765ff.); Eckart Klein, 
Die Vereinten Nationen und die Entwicklung 
des Völkerrechts, in: Helmut Volger (Hrsg.), 
Grundlagen und Strukturen der Vereinten Na-
tionen, 2007, S. 21-66 (S. 42ff.). 

daß dem Rat im Gegensatz zur Generalver-
sammlung keine quasi-legislativen Befu-
gnisse zukommen sollten und daß seine 
Resolutionen im Prinzip nur einzelfallbe-
zogen sind und gerade keine abstrakt-
generelle Bindungswirkung besitzen.23 
Trotzdem wird allgemein erkannt, daß 
Resolutionen des Sicherheitsrats in der 
Praxis eine wichtige, über den Einzelfall 
hinausgehende Präzedenzwirkung haben 
können, die zur Bildung von Völkerge-
wohnheitsrecht nicht unerheblich bei-
trägt.24  

Diese Bindungs- und Präzedenzwirkung 
muß im Prinzip auch angenommen wer-
den, wenn dem Sicherheitsrat untergeord-
nete Organe, wie z. B. Friedensmissionen 
tätig werden. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch wichtig, daß Friedensmissionen 
nicht nur in ihrer traditionellen Rolle als 
Puffer zwischen den Streitparteien oder als 
mit Einwilligung des betroffenen Staates 
operierende humanitäre Hilfsorganisation 
agieren. Für die Bildung von Völkerge-
wohnheitsrecht ist vielmehr notwendig, 
daß Friedensoperationen mit Exekutiv- 
und Legislativbefugnissen ausgestattet 
werden und als internationale Territorial-
verwaltungen  in Nachkriegsgesellschaften 
staatliche Aufgaben wahrnehmen.  

Seit Ende des Kalten Krieges hat es solche 
internationalen Verwaltungen in verschie-
denen Formen gegeben.25 Während die 
Friedensmissionen in Kambodscha und 

                                                      
23  Keith Harper, Does the United Nations Security 

Council Have the Competence to Act as Court 
and Legislature?, in: New York University 
Journal of International Law and Politics 27 
(1994), S. 103-157 (S. 150ff.); Georg Nolte, The 
Limits of the Security Council’s Powers and its 
Functions in the International Legal System: 
Some Reflections, in: Michael Byers (Hrsg.), The 
Role of Law in International Politics. Essays in 
International Relations and International Law, 
2000, S. 315-326 (321). 

24  José E. Alvarez, International Organizations as 
Law-makers, 2005, S. 188f. 

25  Für einen allgemeinen Überblick siehe: Ralph 
Wilde, From Danzig to East Timor and Beyond: 
The Role of International Territorial Admini-
stration, in: AJIL 95 (2001), S. 583-606. 
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Somalia noch nur begrenzte Legislativ- 
und Exekutivbefugnisse hatten, besaßen 
die Verwaltungen in Ost-Slawonien, Koso-
vo und Ost-Timor fast unumschränkte Ge-
setzgebungs- und Exekutivgewalt. Eine 
Sonderstellung nimmt das Engagement der 
internationalen Gemeinschaft in Bosnien 
ein. Dort stellen nicht die Vereinten Natio-
nen das Kernstück der internationalen 
Verwaltung, sondern eine breite Staaten-
koalition, die im Rahmen eines „Peace Im-
plementation Council“ den mit weitgehen-
den Exekutiv- und Legislativkompetenzen 
ausgestatteten Hohen Repräsentanten des 
Daytoner Friedensabkommens über-
wacht.26 Allerdings ist das internationale 
Eingreifen in Form und Substanz aus-
drücklich vom Sicherheitsrat nachträglich 
gebilligt worden und alle Berichte des Ho-
hen Repräsentanten müssen dem Sicher-
heitsrat vorgelegt werden. 

Generell gilt, daß die internationalen Ver-
walter in einer Doppelfunktion bzw. mit 
doppeltem Auftrag handeln: zum einen 
zum Zwecke der internationalen Friedens-
sicherung und zum anderen als Treuhän-
der für die lokale Bevölkerung bis zur 
(Wieder-) Herstellung demokratischer Re-
gierungs- und Verwaltungsstrukturen.27 
Für die Ermittlung von Staatenpraxis im 
Menschenrechtsbereich sind diese interna-
tionalen Verwaltungen besonders interes-
sant, weil sie nicht nur aktiven Menschen-
rechtsschutz in den betroffenen Ländern 
betreiben, sondern dort auch demokrati-
sche und rechtsstaatliche Institutionen auf-
bauen bzw. aufzubauen helfen. Mit Beru-
fung auf Kapitel VII der UN-Charta greifen 
diese Friedensmissionen weit in Rege-
lungsbereiche ein, die unter normalen Um-
ständen dem nationalen Gesetzgeber als 
„domaine réservé“ vorbehalten sind. Inso-
                                                      
26  Vgl. Karin Oellers-Frahm, Reconstructing Bosnia-

Herzegovina: A Model with Pit-Falls, in: Max 
Planck Yearbook of United Nations Law 9 
(2005), S. 179-224 (S. 192f.). 

27  Zu Mandat, Rechtsetzungsbefugnis und -praxis, 
siehe: Leopold von Carlowitz, UNMIK Lawma-
king between Effective Peace Support and In-
ternal Self-determination, in: Archiv des Völker-
rechts 2003, S. 336-393. 

fern kann behauptet werden, daß das Ver-
waltungs- und Rechtsetzungshandeln die-
ser Friedensmissionen als quasi-staatliche 
Praxis bei der Ermittlung von Staatenpraxis 
für Völkergewohnheitsrecht zu gelten hat.   

Weiterhin kann behauptet werden, daß die 
menschenrechtliche Praxis solcher Frie-
densmissionen als Indikator mit gesteiger-
ter Aussagekraft für die allgemeine 
Rechtsüberzeugung der internationalen 
Gemeinschaft bzw. den Stand des Völker-
gewohnheitsrechts dient. Wenn Friedens-
missionen von den Vereinten Nationen 
durchgeführt werden, richtet sich der im 
Nachkriegsgebiet stattfindende Rechts-
staatsaufbau und Menschenrechtsschutz 
primär nach dem allgemeinen Menschen-
rechtsregime, welches durch die Vereinten 
Nationen gesetzt worden ist und zumin-
dest in der Theorie von der gesamten 
Weltgemeinschaft vertreten wird.28 
Zwangsweise Eingriffe in die staatliche 
Souveränität zur internationalen Friedens-
sicherung sollen dadurch legitimiert wer-
den, daß im Rahmen der Vereinten Natio-
nen alle Staaten der Welt weitgehend ge-
meinsam Strategien zur Friedenskonsoli-
dierung in den international verwalteten 
Gebieten verfolgen.  

Das Rückkehrrecht von Flüchtlingen und 
Vertriebenen in ihre angestammten Häuser 
zu ermöglichen, zu unterstützen oder si-
cherzustellen war Teil des Mandates aller 
erwähnten Friedensmissionen. Daß Eigen-
tumsrestitutionskörper lediglich in Bosnien 
und im Kosovo eingerichtet worden sind, 
liegt daran, daß diese beiden Friedensmis-
sionen die  bislang einzigen internationalen 
Verwaltungen sind, die über einen ausrei-
chend langen Zeithorizont verfügten, um 
effektive Eigentumsrechtsschutzmaßnah-
men durchführen zu können. Das Mandat 
                                                      
28  Vgl. „The rule of law and transitional justice in 

conflict and post-conflict societies“, Report of 
the Secretary-General vom 23. August 2004, 
UN-Dok. S/2004/616, Nr. 9. Für einen Über-
blick über die einschlägigen Menschenrechts-
verträge siehe: Nigel D. White/Dirk Klaasen, An 
Emerging Legal Regime?, in: dies. (Hrsg.), The 
UN, Human Rights and Post-Conflict Situa-
tions, 2005, S. 1-16 (S. 6f.).  
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für beide Verwaltungen ist langfristig an-
gelegt und im Prinzip offen – während die 
Übergangsverwaltungen in Ost-Slawonien 
und Ost-Timor nur für ein bzw. zwei Jahre 
bis zur Übernahme der Regierungsverant-
wortung durch die kroatische bzw. ost-
timoresische Regierung volle Exekutiv- 
und Legislativkompetenzen hatten.  

Ob die eigentumsrechtlichen Präzedenzfäl-
le in Bosnien und im Kosovo für den 
Nachweis eines ausreichenden Maßes an 
konsistenter Staatenpraxis hinsichtlich ei-
nes allgemeinen Menschenrechts auf Ei-
gentum genügen, bleibt natürlich fraglich. 
Festzuhalten ist indes eine deutlich eigen-
tumsfreundlichere Entwicklung seit Zu-
sammenbruch des Kommunismus und 
Beginn des verstärkten internationalen 
Friedensengagements durch den Sicher-
heitsrat nach dem Kalten Krieg, als dies 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs und zur 
Zeit der Kodifikation der Menschenrechts-
pakte der Fall gewesen ist. Aber reicht das? 

Um dem erwähnten rechtswissenschaftli-
chen Dilemma bei der Bestimmung von 
menschenrechtlichem Völkergewohnheits-
recht zu entgehen, muß man wohl – wie es 
die erwähnten Modernisten fordern – we-
niger auf tatsächliche Staatenpraxis, son-
dern vor allem auch auf soft law und inter-
nationale Rechtsüberzeugung abstellen. 
Gerade bezüglich einer universellen 
Rechtsüberzeugung ist es von herausra-
gender Bedeutung, was durch bzw. inner-
halb von internationalen Organisationen, 
allen voran den Vereinten Nationen, an 
Normen stipuliert bzw. kristallisiert wird. 
Daß Normen auch immer wieder gebro-
chen bzw. nicht befolgt werden, versteht 
sich besonders bei den Menschenrechten 
von selbst. Das Vorliegen von Menschen-
rechtsverletzungen an sich bedeutet jedoch 
nicht automatisch, daß bestimmte Normen 
als Handlungsanleitung oder internationa-
ler Standard nicht existieren.  

Zumindest hinsichtlich der Frage, ob 
Flüchtlinge und Vertriebene ein universel-
les Menschenrecht auf Eigentum besitzen, 
braucht der klassische, auf Staatenpraxis 
abstellende Prüfungsansatz jedoch nicht 

vollkommen umgangen werden. Denn 
man kann verstärkt auf die erwähnten in-
ternationalen Verwaltungen blicken, bei 
denen die den Vereinten Nationen zuge-
schriebene Kristallisationswirkung für 
staatliche Rechtsüberzeugungen mit hand-
festem quasi-staatlichen Legislativ- und 
Exekutivhandeln zusammenfällt. Die in-
ternationalen Eingriffe zum Schutze des 
Eigentums in Bosnien und im Kosovo 
bringen in anderen Worten internationale 
Staatenpraxis mit internationaler Rechts-
überzeugung zusammen. Sie stellen sich 
daher als so markante Beispielsfälle dar, 
daß sie bei der Feststellung von Völkerge-
wohnheitsrecht als Anzeiger für die aktuel-
le Rechtslage gelten können. 

Während die aufgezeigten Entwicklungen 
Anlaß geben, vom Bestand eines universel-
len Rechts auf Eigentum für Flüchtlinge 
und Vertriebene auszugehen, liegt jedoch 
nicht genügend einheitliche Praxis vor, um 
zu eindeutigen Aussagen über die tatsäch-
lichen Rechtsfolgen von Eigentumsentzug 
zu kommen. Ein Blick auf die einschlägi-
gen Fälle von Rassendiskriminierung, eth-
nischer Säuberung und Vertreibung macht 
vielmehr deutlich, daß der Umgang mit 
vergangenem Unrecht auch politische Ver-
handlungssache ist, was besonders auch 
für Restitutions- oder Entschädigungsmo-
dalitäten zutrifft. Jedoch erscheint es nicht 
verfehlt, als Rechtsposition zumindest eine 
Verfahrensgarantie für Flüchtlinge und 
Vertriebene bei Verlust ihres Eigentums 
während Flüchtlingskatastrophen oder 
Vertreibungen festzustellen. Die Zukunft 
wird zeigen, in wie weit sich konkrete Re-
stitutions- und Entschädigungsstandards 
festschreiben bzw. beachtet werden. 

 

V. Schlußbemerkungen 

Zum Schluß dieses Beitrags sei der Hin-
weis gegeben, daß, selbst wenn man ein 
universelles Eigentumsrecht für Flüchtlin-
ge und Vertriebene als gegeben ansieht, 
sich dadurch nicht unbedingt etwas für die 
Betroffenen der großen Vertreibungs- bzw. 
Enteignungsszenarien nach dem Zweiten 
Weltkrieg ändert. Denn bezüglich dieser 
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Fälle kann entsprechend der ratione tempo-
ris-Rechtsprechung des Europäischen Men-
schenrechtsgerichtshofs immer behauptet 
werden, daß es zu dem relevanten Zeit-
punkt der Vertreibung bzw. Enteignung 
einen menschenrechtlichen Eigentums-
schutz noch gar nicht gab. Freilich ändert 
das nichts an möglichen friedenspoliti-
schen Maßnahmen des Wiedergutmachens. 
Der Zukunftsfonds der Berliner Zwangsar-
beiterentschädigungsstiftung kann in die-
sem Zusammenhang als interessanter Prä-
zedenzfall dienen. 

Abschließend sei angemerkt, daß in diesen 
Ausführungen nur auf den abwehrrechtli-
chen Aspekt des Eigentums eingegangen 
worden ist. Die Eigentumskommissionen 
auf dem Balkan und die entsprechenden 
Resolutionen der Vereinten Nationen 
schützen das Eigentum bislang lediglich 
gegen unrechtmäßige Eingriffe des Staats 
oder anderer Akteure. Selbst wenn die 
These vom Siegeszug des liberalen Impe-
rialismus, welcher durch die derzeitige 
internationale Sicherheitspolitik betrieben 
wird, richtig ist, mithin also das Eigentum 
der „haves“ geschützt wird, bedeutet das 
noch nicht, daß Fragen der Verteilungsge-
rechtigkeit oder der Sozialverpflichtung 
des Eigentums nicht weiterhin eine Rolle 
spielen.29 Internationale Entwicklungspro-
gramme zielen jedenfalls auch auf eine 
gerechtere Landverteilung und die Position 
der weißen Farmer in Zimbabwe ist auch 
deswegen so schlecht, weil die ungleiche 
Landverteilung in weiten Kreisen als un-
angemessen angesehen wird.  

Selbst wenn das Eigentum ein höchstpoliti-
sches Recht bleibt, ist trotzdem festzuhal-
ten, daß es für Staaten schwieriger und 
unakzeptabler geworden ist, sich durch 
Vertreibungen oder Zwangskollektivie-

                                                      
29  Zum liberalen Imperialismus im Zusammen-

hang mit internationalen Friedensbemühungen, 
siehe: Roland Paris, International Peacebuilding 
and the ‘Mission Civilisatrice’, in: Review of In-
ternational Studies 28 (2002), S. 637-656; Elazar 
Barkan, Völker klagen an. Eine neue interna-
tionale Moral, 2002, S. 351ff. 

 

rungen einfach das Eigentum einer be-
stimmten Bevölkerungsgruppe anzueig-
nen, diese Politik als friedensdienlich zu 
erklären und eine Wiedergutmachung der 
Betroffenen einfach auszusitzen.  
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